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Entwurf des Bundesrates
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22.022 - 11

Bundesgesetz	
über den Einsatz elektronischer 
Mittel zur Erfüllung von  
Behördenaufgaben 
(EMBAG)

vom ...

Die Bundesversammlung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft,
gestützt auf Artikel 173 Absatz 2 der Bundes-
verfassung1,  
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates 
vom 4. März 20222,
beschliesst:

1		 SR 101
2		 BBl 2022 804

Beschluss des Ständerates

vom 1. Juni 2022

Zustimmung zum Entwurf,  
wo nichts vermerkt ist
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Bundesrat Ständerat

Art. 1	 Zweck
Dieses Gesetz soll die Voraussetzungen schaf-
fen für:
a.	 die Zusammenarbeit unter Behörden ver-

schiedener Gemeinwesen und mit Dritten 
beim Einsatz elektronischer Mittel zur Un-
terstützung der Erfüllung von Behördenauf-
gaben;

b.	 den Ausbau und die Weiterentwicklung des 
Einsatzes von elektronischen Mitteln zur 
Unterstützung der Erfüllung von Behörden-
aufgaben.

Art. 2	 Geltungsbereich 
1 Dieses Gesetz gilt für die zentrale Bundesver-
waltung.
2 Der Bundesrat kann Verwaltungseinheiten der 
dezentralen Bundesverwaltung diesem Gesetz 
oder Teilen davon unterstellen, soweit andere 
Bundesgesetze nichts anderes vorsehen.
3 Die Parlamentsdienste, die eidgenössischen 
Gerichte und die Bundesanwaltschaft können 
sich diesem Gesetz oder Teilen davon durch 
Vereinbarung mit dem Bundesrat unterstellen.
4 Dieses Gesetz gilt, soweit andere Erlasse des 
Bundes nichts Abweichendes vorsehen.

Art. 3	 Grundsätze
1 Die diesem Gesetz unterstehenden Bundes-
behörden nutzen soweit sinnvoll elektronische 
Mittel für die Interaktion:
a.	 mit anderen Behörden des Bundes sowie 

der Kantone und der Gemeinden;
b.	 mit Unternehmen;
c.	 mit natürlichen Personen.
2 Sie stimmen ihre Tätigkeiten mit den Kanto-
nen ab und wahren deren Autonomie.
3 Sie halten sich an das Prinzip der Nachhaltig-
keit.

Art. 3
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4 Sie achten darauf, dass ihre Leistungen der 
gesamten Bevölkerung zugänglich sind.  
 
 

5 Sie berücksichtigen insbesondere die Risiken 
für den Datenschutz und die Informationssi-
cherheit sowie für die Sicherheit und Verfüg-
barkeit von Daten und Diensten.

Art. 4	 Abschluss von Vereinbarungen
1 Der Bund kann zur Erfüllung seiner gesetzli-
chen Aufgaben mit anderen schweizerischen 
Gemeinwesen und Organisationen, die von 
Gemeinwesen gemeinsam geschaffen wurden, 
Vereinbarungen über die technische und orga-
nisatorische Umsetzung der Zusammenarbeit 
beim Einsatz elektronischer Mittel abschlie-
ssen, insbesondere um:
a.	 die Interoperabilität zwischen den beteilig-

ten Gemeinwesen und Organisationen zu 
gewährleisten; 

b.	 zu ermöglichen, dass Leistungen von Be-
hörden elektronisch erbracht werden. 

2 Die Vereinbarungen legen, soweit erforder-
lich, insbesondere Folgendes fest:
a.	 die Zuständigkeiten; 
b.	 die Organisation; 
c.	 die Finanzierung; 
d.	 das anwendbare Recht, insbesondere in 

den Bereichen Datenschutz und Informati-
onssicherheit, Öffentlichkeit der Verwaltung, 
Personalrecht und Archivierung. 

3 Sie können die Schaffung gemeinsamer Or-
ganisationen mit eigener Rechtspersönlichkeit 
vorsehen.

⁴ ... 
                                             ... sind und berück-
sichtigen dabei die unterschiedlichen Bedürf-
nisse der verschiedenen Bevölkerungsgrup-
pen.

Art. 4
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4 Der Bundesrat kann Vereinbarungen nach 
diesem Artikel sowie völkerrechtliche Verträge 
über die Gegenstände nach den Absätzen 1 
und 2 selbstständig abschliessen.  
 
 
 

5 Vereinbarungen, deren Umsetzung weiterge-
hender Rechtsgrundlagen bedarf, etwa weil die 
Rechte und Pflichten Privater in Bezug auf den 
Datenschutz oder das Verfahrensrecht betrof-
fen sind, sind nur zulässig, wenn die entspre-
chenden Rechtsgrundlagen vorhanden sind. 

Art. 5	 Beteiligungen des Bundes an 
Organisationen

1 Der Bund kann sich zur Erfüllung seiner ge-
setzlichen Aufgaben an Organisationen beteili-
gen, die im Bereich nach Artikel 4 Absatz 1 
tätig sind. 
2 Der Bundesrat entscheidet über die Beteili-
gungen.

Art. 6	 Kostentragung bei Vereinbarun-
gen und Organisationen

Der Bund schliesst nur Vereinbarungen ab und 
beteiligt sich nur an Organisationen, wenn die 
Parteien sich verpflichten, die Kosten anteil-
mässig entsprechend der Nutzung der jeweili-
gen Leistungen zu tragen.

Art. 7	 Finanzhilfen	

1 Der Bundesrat kann vorsehen, dass der Bund 
bei der technischen und organisatorischen 
Umsetzung der Zusammenarbeit Finanzhilfen 
an Massnahmen zum Einsatz von elektroni-
schen Mitteln ausrichtet, soweit dies dem Voll-
zug von Bundesrecht dient. Die Finanzhilfen 
können im Rahmen der bewilligten Kredite 
ausgerichtet werden an:

⁴ ... 
 
 
                                   ... abschliessen. Er hört 
dabei vorgängig die betroffenen Kantone an. 
Vereinbarungen mit Gemeinden oder Gemein-
deorganisationen bedürfen der Zustimmung 
des betreffenden Kantons.

Art. 5	 ∇	 Ausgabenbremse
(Das qualifizierte Mehr wurde erreicht)

Art. 7	 ∇	 Ausgabenbremse
(Das qualifizierte Mehr wurde erreicht)
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a.	 die Kantone;
b.	 die vom Bund oder von den Kantonen mit 

dem Vollzug von Bundesrecht beauftragten 
Organisationen und Personen des öffentli-
chen oder privaten Rechts, die nicht der 
Bundesverwaltung oder der kantonalen 
Verwaltung angehören;

c.	 weitere Organisationen, mit denen der 
Bund eine Vereinbarung nach Artikel 4 
Absatz 1 abgeschlossen hat oder an denen 
sich der Bund nach Artikel 4 oder 5 betei-
ligt.

2 Der Bundesrat regelt den Umfang der Finanz-
hilfen, die Art der Beiträge sowie die vom Emp-
fänger zu erfüllenden Anforderungen und zu 
erbringenden Leistungen.

Art. 8	 Übertragung von Aufgaben im 
Bereich der administrativen Hilfs-
tätigkeit

1 Der Bundesrat kann mittels Verordnung oder 
Vereinbarung Aufgaben im Bereich der admi-
nistrativen Hilfstätigkeit beim Einsatz elektroni-
scher Mittel an Organisationen des öffentlichen 
oder privaten Rechts, die nicht der Bundesver-
waltung angehören, übertragen. Er regelt ins-
besondere:
a.	 das anwendbare Recht, namentlich das 

anwendbare Beschaffungsrecht;
b.	 die Aufsicht, die er über diese Organisatio-

nen ausübt; diese umfasst mindestens eine 
jährliche Berichterstattung;

c.	 die Steuerung der Organisationen.
2 Die Durchführung von Beschaffungsverfahren 
nach dem öffentlichen Beschaffungsrecht kann 
an Organisationen des öffentlichen oder priva-
ten Rechts, die nicht der Bundesverwaltung 
angehören, übertragen werden, wenn:
a.	 der Bund an der Organisation beteiligt ist;
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b.	 keine Privaten an der Organisation beteiligt 
sind; und

c.	 die Organisation keine Leistungen für Priva-
te erbringt. 

3 Der Bundesrat kann den Organisationen 
Verfügungskompetenzen erteilen.
4 Er kann Aufgaben im Bereich der administrati-
ven Hilfstätigkeit nur an Organisationen über-
tragen, die durch eine Vereinbarung nach Arti-
kel 4 geschaffen wurden oder an denen sich 
der Bund nach Artikel 5 beteiligt. Das Bundes-
gesetz vom 21. Juni 20193 über das öffentliche 
Beschaffungswesen ist bei der Auswahl der 
Organisation oder Person nicht anwendbar. 

Art. 9	 Open Source Software 
1 Die diesem Gesetz unterstehenden Bundes-
behörden legen, wenn es möglich und sinnvoll 
ist und die Rechte Dritter gewahrt werden, den 
Quellcode von Software offen, die sie zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben entwickeln oder entwickeln 
lassen.
2 Sie erlauben jeder Person, die Software zu 
nutzen, weiterzuentwickeln und weiterzugeben, 
und erheben keine Lizenzgebühren.
3 Die Rechte nach Absatz 2 werden in der Form 
von privatrechtlichen Lizenzen erteilt, soweit 
andere Erlasse nichts Abweichendes vorschrei-
ben. Streitigkeiten zwischen den Lizenzgebern 
und den Lizenznehmern werden zivilrechtlich 
beurteilt.
4 Soweit möglich und sinnvoll sind international 
etablierte Lizenztexte zu verwenden. Haftungs-
ansprüche von Lizenznehmern sind auszu-
schliessen, soweit dies rechtlich möglich ist.
5 Die diesem Gesetz unterstehenden Bundes-
behörden können ergänzende Dienstleistun-
gen, insbesondere zur Integration, Wartung, 
Gewährleistung der Informationssicherheit und 
zum Support erbringen, soweit die Dienstleis-
3		 SR 172.056.1
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tungen der Erfüllung von Behördenaufgaben 
dienen und mit verhältnismässigem Aufwand 
erbracht werden können.
6 Sie verlangen für die ergänzenden Dienstleis-
tungen ein kostendeckendes Entgelt. Das zu-
ständige Departement kann für bestimmte 
Leistungen Ausnahmen zulassen, wenn da-
durch die Privatwirtschaft nicht konkurrenziert 
wird.

Art. 10	 Open Government Data
1 Die diesem Gesetz unterstehenden Verwal-
tungseinheiten machen ihre Daten, die sie zur 
Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben beschaf-
fen oder generieren und die elektronisch ge-
speichert und in Sammlungen strukturiert vor-
liegen, öffentlich zugänglich. 
2 Nicht öffentlich zugänglich gemacht werden:
a.	 Personendaten und Daten juristischer Per-

sonen;
b.	 Daten, die gestützt auf kantonale oder 

andere Bundeserlasse nicht oder nur unter 
restriktiveren Bedingungen veröffentlicht 
werden, insbesondere aufgrund von Be-
stimmungen über Urheberrechte, Geheim-
haltungspflichten, deren Verletzung straf-
rechtlich geahndet wird, 
Informationssicherheit und amtliche Regis-
ter;

c.	 Daten, deren Aufbereitung oder Zurverfü-
gungstellung bedeutende zusätzliche sach-
liche oder personelle Mittel erfordert.

3 Der Bundesrat regelt, soweit erforderlich, den 
Rahmen für die Aufbereitung und Zurverfü-
gungstellung nach Absatz 2 Buchstabe c; er 
berücksichtigt dabei insbesondere den Stand 
der Technik und den Nutzen der Daten für 
Gesellschaft, Umwelt und Wirtschaft.
4 Die Daten werden unentgeltlich, zeitnah, in 
maschinenlesbarer Form und in einem offenen 
Format im Internet veröffentlicht. Sie können 
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uneingeschränkt weiterverwendet werden; 
vorbehalten bleiben spezialgesetzliche Pflich-
ten zur Angabe der Datenquelle.
5 Für Daten nach Absatz 1, die gemäss dem 
Archivierungsgesetz vom 26. Juni 19984 archi-
viert werden, entfällt die Veröffentlichungs-
pflicht. Archivierte Daten, die zur Erfüllung von 
gesetzlichen Aufgaben beschafft oder generiert 
wurden und die elektronisch gespeichert und in 
Sammlungen strukturiert vorliegen, dürfen in 
begründeten Fällen öffentlich zugänglich ge-
macht werden. 
6 Die Verwaltungseinheiten sind nicht verpflich-
tet, die Daten nach Absatz 1 eigens zum 
Zweck der Veröffentlichung auf Richtigkeit, 
Vollständigkeit, Plausibilität oder in anderer 
Hinsicht zu prüfen.
7 Es besteht kein rechtlicher Anspruch auf den 
Zugang zu Daten nach Absatz 1.

Art. 11	 Bereitstellung und Nutzung von 
IKT-Mitteln von Bundesbehörden

1 Die Bundeskanzlei kann anordnen, dass die 
diesem Gesetz unterstehenden Bundesbehör-
den bestimmte IKT-Mittel und damit verbunde-
ne Dienstleistungen zur Erfüllung von Behör-
denaufgaben zentral bereitstellen.
2 Sie kann die diesem Gesetz unterstehenden 
Bundesbehörden zur Nutzung von bestimmten 
IKT-Mitteln verpflichten, wenn diese der Erfül-
lung von Behördenaufgaben dienen.
3 Die diesem Gesetz unterstehenden Bundes-
behörden können den Kantonen und Gemein-
den sowie Organisationen und Personen des 
öffentlichen oder privaten Rechts, soweit sie für 
den Vollzug von Bundesrecht zuständig sind, 
IKT-Mittel zur Verfügung stellen. Für den Voll-
zug von kantonalem Recht können sie IKT-Mit-
tel zur Verfügung stellen, wenn:

4		 SR 152.1
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a.	 diese Mittel gleichzeitig zur Erfüllung von 
Aufgaben der Bundesbehörden bereitge-
stellt werden;

b.	 die Erfüllung der Hauptaufgaben der betref-
fenden Bundesbehörde nicht beeinträchtigt 
wird; und 

c.	 keine bedeutenden zusätzlichen sachlichen 
und personellen Mittel erforderlich sind.

4 Die Kantone übernehmen anteilmässig die 
Kosten, die sie und ihre Gemeinden durch die 
Nutzung der IKT-Mittel verursachen. Der Bun-
desrat regelt die Bemessung. 
5 IKT-Mittel, deren Nutzung weitergehender 
Rechtsgrundlagen bedarf, etwa weil die Rechte 
und Pflichten Privater in Bezug auf den Daten-
schutz oder das Verfahrensrecht betroffen sind, 
können nur bereitgestellt werden, wenn die 
entsprechenden Rechtsgrundlagen vorhanden 
sind.

Art. 12	 Standards
1 Die Bundeskanzlei kann technische, organi-
satorische und prozedurale Standards, die die 
Interoperabiliät verschiedener Systeme unter-
stützen, für die diesem Gesetz unterstehenden 
Bundesbehörden verbindlich erklären. Sie 
orientiert sich dabei an international etablierten 
offenen Standards.
2 Artikel 11 Absatz 5 gilt sinngemäss.

Art. 13	 Schnittstellen 
1 Die Bundesbehörden stellen sicher, dass sie 
den Datenaustausch untereinander sowie mit 
den Kantonen, Gemeinden und Privaten im 
Rahmen des anwendbaren Rechts über elekt-
ronische Schnittstellen abwickeln können, 
sofern keine überwiegenden Gründe insbeson-
dere der Datensicherheit oder wirtschaftlicher 
Art entgegenstehen.
2 Es besteht kein rechtlicher Anspruch auf die 
Nutzung dieser Schnittstellen. 
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Art. 14 	 Interoperabilitätsplattform
1 Das Bundesamt für Statistik betreibt im Inter-
net eine öffentliche Plattform, auf der insbeson-
dere folgende Informationen direkt oder über 
Referenzierung in elektronischer Form einfach 
zugänglich sind:
a.	 die Metadaten von strukturierten elektroni-

schen Datenbeständen der Bundesverwal-
tung einschliesslich der Metadaten von 
Open Government Data nach Artikel 10; 

b.	 ein Verzeichnis der Schnittstellen nach 
Artikel 13 sowie der zu deren Nutzung 
notwendigen Informationen, sofern die 
Informationssicherheit nicht gefährdet ist;

c.	 eine Übersicht über die elektronisch verfüg-
baren Leistungen der Behörden.

2 Der Bundesrat regelt, welche Metadaten zu 
veröffentlichen sind. Er kann das Bundesamt 
für Statistik ermächtigen, im Einvernehmen mit 
der Bundeskanzlei die Form der Metadaten zu 
regeln.
3 Die Kantone können ihre Metadaten, Schnitt-
stellen und Anwendungen unter den Vorausset-
zungen von Artikel 11 Absätze 3 und 4 auf der 
Plattform zugänglich machen.

Art. 15	 Pilotversuche
1 Pilotversuche können durchgeführt werden, 
wenn die nachstehenden Voraussetzungen 
erfüllt sind:
a.	 Der Versuch ist Teil eines Rechtsetzungs-

projekts. 
b.	 Der Versuch ist erforderlich, um Erkenntnis-

se im Hinblick auf die Umsetzung des Vor-
habens zu gewinnen. 

c.	 Die Anforderungen in den Bereichen Daten-
schutz, Informationsschutz und IKT-Sicher-
heit sind gewährleistet.

d.	 Es wird ein innovativer Prozess technisch 
erprobt, der grossen Nutzen insbesondere 

Art. 14

² ... 
 
... Statistik oder die fachlich zuständige Verwal-
tungseinheit ermächtigen, ...
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für die Wirtschaft oder die Bevölkerung 
oder erhebliche Gewinne an Effizienz und 
Effektivität bei der Erfüllung von Behörden-
aufgaben verspricht. 

e.	 Die Risiken der eingesetzten Technologien 
und ihrer Nutzung sind bekannt und mit 
erprobten Mitteln beherrschbar.

f.	 Der Kreis der Betroffenen wird auf das für 
den Versuchszweck erforderliche Mass 
beschränkt. 

g.	 Alle vom Versuch, insbesondere von der 
Bearbeitung von Personendaten betroffe-
nen Personen haben ihre Einwilligung er-
teilt und können diese jederzeit zurückzie-
hen.

2 Artikel 35 des Datenschutzgesetzes vom 25. 
September 20205 bleibt vorbehalten.
3 Bei der Durchführung des Pilotversuchs kann 
von Bestimmungen in Gesetzen und Verord-
nungen in den Bereichen nach Absatz 1 Buch-
stabe c abgewichen werden, wenn:
a.	 der Zweck des Versuchs die Abweichungen 

erfordert, insbesondere weil die Bearbei-
tung nicht anonymisierter Personendaten 
unabdingbar ist; und 

b.	 auf anderem Weg gewährleistet ist, dass 
die Ziele der betreffenden Bestimmungen 
erreicht werden. 

4 Das zuständige Departement oder die Bun-
deskanzlei regelt den Pilotversuch, insbeson-
dere Abweichungen nach Absatz 3. Das Depar-
tement erlässt seine Regelung im 
Einvernehmen mit der Bundeskanzlei. 
5 Das Departement oder die Bundeskanzlei 
hört vorgängig die zuständigen Aufsichts- und 
Koordinationsstellen an, insbesondere bezüg-
lich Digitalisierung, Datenschutz und Informati-
onssicherheit.

5		 SR 235.1
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6 Der Pilotversuch ist auf die Dauer zu be-
schränken, die zur Gewinnung der angestreb-
ten Erkenntnisse erforderlich ist. Er dauert 
maximal zwei Jahre. Eine einmalige Verlänge-
rung um zwei Jahre ist möglich. 
7 Die zuständige Stelle informiert die Bundes-
kanzlei und die zuständigen Aufsichtsbehörden 
regelmässig über den aktuellen Stand des 
Pilotversuchs und über besondere Vorkomm-
nisse. Der Bundesrat erstattet der Bundesver-
sammlung über die laufenden und abgeschlos-
senen Pilotversuche jährlich Bericht.
8 Der Bundesrat regelt die Finanzierung von 
Pilotversuchen im Rahmen der bewilligten 
Kredite.

Art. 16 	 Anschubfinanzierung zur Förde-
rung dringend erforderlicher 
digitaler Infrastrukturen und 
Basisdienste für die Jahre 2024–
2027

1 Der Bundesrat legt zusammen mit den Kanto-
nen für die Jahre 2024–2027 eine Agenda zur 
Förderung dringend erforderlicher digitaler 
Infrastrukturen und Basisdienste für die öffentli-
che Verwaltung fest. Die Agenda führt die prio-
risierten Projekte, deren Kosten und die als 
Anschubfinanzierung benötigten Mittel auf.
2 Der Bund kann mit allen oder einem Teil der 
Kantone eine Vereinbarung nach Artikel 4 ab-
schliessen, in der die Höhe der von Bund und 
Kantonen zur Umsetzung der Agenda im Rah-
men der bewilligten Kredite zu leistenden Bei-
träge sowie die zu finanzierenden Projekte 
festgelegt werden. 
3 Die Vereinbarung kann vorsehen, dass der 
Bund im Rahmen der bewilligten Kredite Fi-
nanzhilfen nach Artikel 7 an Projekte der Agen-
da leistet. 
4 Der Bund beteiligt sich an der Anschubfinan-
zierung zu höchstens zwei Dritteln; er leistet 

Art. 16	 ∇	 Ausgabenbremse
(Das qualifizierte Mehr wurde erreicht)
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diesen Beitrag nur, wenn die Kantone den Rest 
übernehmen. Der Bundesrat beantragt der 
Bundesversammlung einen Zahlungsrahmen.

Art. 17 	 Änderung anderer Erlasse
Die Änderung anderer Erlasse wird im Anhang 
geregelt. 

Art. 18 	 Übergangsbestimmungen betref-
fend Open Government Data

1 Die Verwaltungseinheiten können den Zugang 
zu ihren Daten ihren Ressourcen entsprechend 
etappenweise umsetzen, spätestens jedoch bis 
fünf Jahre nach Inkrafttreten von Artikel 10.
2 Sie sind nicht verpflichtet, Daten, die vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes beschafft oder 
generiert wurden, zugänglich zu machen.

Art. 19	 Referendum und Inkrafttreten
1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen 
Referendum. 
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

Art. 16a	 Anschubfinanzierung zur Förde-
rung von Digitalisierungsprojek-
ten von hohem öffentlichen Inter-
esse

¹ Der Bund kann einmalige Finanzhilfen für 
Projekte von Organisationen des öffentlichen 
oder privaten Rechts vorsehen, soweit diese 
für die digitale Transformation von Gesellschaft 
und Wirtschaft von hohem öffentlichen Interes-
se sind und nicht durch andere Förderinstru-
mente des Bundes unterstützt werden.
² Die mit der Bundesbeteiligung erarbeiteten 
Ergebnisse dürfen frei verwendet werden.
³ Der Bundesrat regelt den Umfang der Finanz-
hilfen, die Art der Beiträge sowie die vom Emp-
fänger zu erfüllenden Anforderungen und zu 
erbringenden Leistungen.

Art. 18

1 ... 
 
                                                                  ... bis 
drei Jahre ...
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				    Anhang
				    (Art. 17)

Änderung anderer Erlasse
1. Bundesgesetz vom 18. Juni 19996 
über die Meteorologie und die Klima- 
tologie

Art. 3 Abs. 3–6

3 Im Rahmen des Grundangebots erbringt es 
folgende Leistungen, ohne dafür ein Entgelt zu 
verlangen:
a.	 Es stellt die Daten nach Artikel 10 Absatz 1 

des Bundesgesetzes vom ...7 über den 
Einsatz elektronischer Mittel zur Erfüllung 
von Behördenaufgaben (EMBAG) bereit.

b.	 Es verbreitet Wetter- und Klimainformatio-
nen im Interesse der Allgemeinheit im Rah-
men der Aufgaben nach Artikel 1 Buchsta-
ben c, e und h, insbesondere Warnungen 
vor Gefahren des Wetters, Wettervorhersa-
gen und Grundlagen zur Klimaentwicklung.

4 Es kann Gebühren erheben für die Bereitstel-
lung von: 
a.	 Daten, die nur von einem eingeschränkten 

Nutzerkreis verwendet werden und deren 

6		 SR 429.1
7		 SR ...

Art. 3	 Grundangebot an Dienstleistun-
gen

1 Der Bundesrat legt im Rahmen der Bundes-
aufgaben nach Artikel 1 ein benutzergerechtes 
Grundangebot an meteorologischen und kli-
matologischen Dienstleistungen fest. Er regelt 
die Bedingungen für dessen Nutzung.
2 Das Bundesamt sorgt für die Bereitstellung 
des Grundangebots, stellt die im Rahmen der 
Bundesaufgaben erhobenen Daten und Infor-
mationen Dritten zur Verfügung und betreibt 
Auskunfts- und Beratungsdienste.
3 Es erhebt für diese Dienstleistungen Gebüh-
ren. Sie können nach der Art der Nutzung ab-
gestuft werden. Bei der Bemessung der Ge-
bühren ist dem Allgemeinnutzen der 
meteorologischen und klimatologischen Infor-
mationen sowie den Bedürfnissen der Kantone 
und der Wissenschaft angemessen Rechnung 
zu tragen.
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Aufbereitung oder Zurverfügungstellung 
bedeutende zusätzliche sachliche oder 
personelle Mittel erfordert (Art. 10 Abs. 2 
Bst. c EMBAG); der Bundesrat regelt, um 
welche Daten es sich dabei handelt, sowie 
deren periodische Überprüfung; er orientiert 
sich dabei am technischen Fortschritt und 
an relevanten internationalen Standards.

b.	 Daten und Dienstleistungen, die aufgrund 
von spezialgesetzlichen Aufträgen oder auf 
Anfrage generiert werden.

5 Der Bundesrat regelt die Erhebung der Ge-
bühren. Er berücksichtigt dabei das Äquiva-
lenz- und das Kostendeckungsprinzip.
6 Die Erhebung der Gebühren für die Bearbei-
tung und Bereitstellung von Daten und Dienst-
leistungen nach Artikel 1 Buchstabe d richtet 
sich nach den spezialgesetzlichen Bestimmun-
gen.
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2. Bundesstatistikgesetz vom 9. 
Oktober 19928

Art. 4 Abs. 1bis

1bis Der Bund sowie die Organisationen nach 
Absatz 1 ermöglichen dem Bundesamt für 
Statistik über ein elektronisches Abrufverfahren 
den Zugriff auf die für seine statistischen Auf-
gaben erforderlichen Daten, soweit andere 
Erlasse des Bundes nichts Abweichendes 
vorsehen. Der Bundesrat regelt für jeden Sach-
bereich den Umfang des Zugriffs und die ver-
pflichteten Organisationen.

8		 SR 431.01

Art. 4	 Grundsätze für die Datenbe-
schaffung

1 Soweit der Bund über die notwendigen Daten 
verfügt oder diese bei einer dem Gesetz unter-
stellten Organisation durch den Vollzug von 
Bundesrecht anfallen (Verwaltungsdaten des 
Bundes), wird auf besondere Erhebungen für 
die Bundesstatistik (Direkterhebungen, Indirek-
terhebungen oder Erhebungen mittels 
Beobachtungen und Messungen) verzichtet.

2 Sind die von der Bundesstatistik über Dritte 
benötigten Daten bei Stellen der Kantone oder 
Gemeinden oder bei anderen juristischen Per-
sonen des öffentlichen Rechts verfügbar, so 
sind die Daten bei ihnen zu erheben (Indirek-
terhebung).
3 Als Direkterhebung gilt das Erfassen neuer 
Daten an der Quelle durch Befragung von 
natürlichen und juristischen Personen für die 
alleinigen Zwecke dieses Gesetzes. Die Zahl 
und die Art der Befragungen sind auf ein not-
wendiges Minimum zu beschränken.
4 Bei Erhebungen im Rahmen dieses Gesetzes 
gibt der Bund den Zweck und die Rechtsgrund-
lage für die Bearbeitung sowie die Kategorien 
der an der Datensammlung Beteiligten und die 
Datenempfänger bekannt.
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5 Die Organisationen, Stellen und anderen 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
nach den Absätzen 1 und 2 haben die Daten 
dem Bundesamt für Statistik unentgeltlich zur 
Verfügung zu stellen
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3. Bundesgesetz vom 27. Juni 19739 
über die Stempelabgaben 

Art. 6 Abs. 1 Bst. ater

1 Von der Abgabe sind ausgenommen:

ater.	 die Begründung oder Erhöhung des 
Nennwerts von Beteiligungsrechten an 
Gesellschaften, die ausschliesslich in öf-

9		 SR 641.10

Art. 6	 Ausnahmen
1 Von der Abgabe sind ausgenommen:
a.	 die Beteiligungsrechte an Aktiengesell-

schaften, Kommanditaktiengesellschaften, 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
oder Genossenschaften, die sich, ohne 
einen Erwerbszweck zu verfolgen, entwe-
der der Fürsorge für Bedürftige und Kranke, 
der Förderung des Kultus, des Unterrichts 
sowie anderer gemeinnütziger Zwecke oder 
der Beschaffung von Wohnungen zu mässi-
gen Mietzinsen oder der Gewährung von 
Bürgschaften widmen, sofern nach den 
Statuten
–	 die Dividende auf höchstens 6 Prozent 

des einbezahlten Gesellschafts- oder 
Genossenschaftskapitals beschränkt,

–	 die Ausrichtung von Tantiemen ausge-
schlossen und

–	 bei der Auflösung der Gesellschaft oder 
Genossenschaft der nach Rückzahlung 
des einbezahlten Gesellschafts- oder 
Genossenschaftskapitals verbleibende 
Teil des Vermögens einem der erwähn-
ten Zwecke zuzuwenden ist;

abis.	 Beteiligungsrechte, die in Durchführung 
von Beschlüssen über Fusionen oder die-
sen wirtschaftlich gleichkommende Zusam-
menschlüsse, Umwandlungen und Spaltun-
gen von Aktiengesellschaften, 
Kommanditaktiengesellschaften, Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung oder 
Genossenschaften begründet oder erhöht 
werden;
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fentlicher Hand sind und einen öffentlichen 
Zweck nach Artikel 1 des Bundesgesetzes 
vom ...10 über den Einsatz elektronischer 
Mittel zur Erfüllung von Behördenaufgaben 
verfolgen, sowie gleichgestellte Vorgänge 
zur Begründung von Beteiligungsrechten an 
solchen Gesellschaften;

10	 SR ...

b.	 die Begründung oder Nennwerterhöhung 
von Beteiligungsrechten an Genossen-
schaften, soweit die Leistungen der Genos-
senschafter im Sinne von Artikel 5 gesamt-
haft eine Million Franken nicht übersteigen;

c.	 die Beteiligungsrechte an Transportunter-
nehmen, die aus Investitionsbeiträgen der 
öffentlichen Hand zu deren Gunsten be-
gründet oder erhöht werden;

d.	 die Beteiligungsrechte, die unter Verwen-
dung früherer Aufgelder und Zuschüsse der 
Gesellschafter oder Genossenschafter 
begründet oder erhöht werden, sofern die 
Gesellschaft oder Genossenschaft nach-
weist, dass sie auf diesen Leistungen die 
Abgabe entrichtet hat;

e.	 ...
f.	 ...
g.	 die Beteiligungsrechte, die unter Verwen-

dung eines Partizipationskapitals oder Be-
teiligungskapitals einer Genossenschafts-
bank begründet oder erhöht werden, sofern 
die Gesellschaft oder Genossenschaft 
nachweist, dass sie auf diesem Partizipati-
onskapital oder Beteiligungskapital die 
Abgabe entrichtet hat;

h.	 die bei der Gründung oder Kapitalerhöhung 
einer Aktiengesellschaft, einer Kommandit-
aktiengesellschaft oder einer Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung entgeltlich ausge-
gebenen Beteiligungsrechte, soweit die 
Leistungen der Gesellschafter gesamthaft 
eine Million Franken nicht übersteigen;
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i.	 die Begründung von Anteilen von kollekti-
ven Kapitalanlagen gemäss KAG;

j.	 Beteiligungsrechte, die zur Übernahme 
eines Betriebes oder Teilbetriebes einer 
Aktiengesellschaft, Kommanditaktiengesell-
schaft, Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung oder Genossenschaft begründet oder 
erhöht werden, sofern gemäss letzter Jah-
resbilanz die Hälfte des Kapitals und der 
gesetzlichen Reserven dieser Gesellschaft 
oder Genossenschaft nicht mehr gedeckt 
ist;

k.	 die bei offenen Sanierungen vorgenomme-
ne Begründung von Beteiligungsrechten 
oder die Erhöhung von deren Nennwert bis 
zur Höhe vor der Sanierung sowie Zu-
schüsse von Gesellschaftern oder Genos-
senschaftern bei stillen Sanierungen, so-
weit:
–	 bestehende Verluste beseitigt werden, 

und
–	 die Leistungen der Gesellschafter oder 

Genossenschafter gesamthaft 10 Millio-
nen Franken nicht übersteigen;

l.	 die Beteiligungsrechte an Banken, die unter 
Verwendung des Wandlungskapitals ge-
mäss Artikel 13 Absatz 1 des Bankengeset-
zes vom 8. November 1934 begründet oder 
erhöht werden;

m.	 die Beteiligungsrechte an Banken oder 
Konzerngesellschaften von Finanzgruppen, 
für die Massnahmen nach den Artikeln 
28–32 des Bankengesetzes angeordnet 
werden können, die bei der Umwandlung 
von Fremd- in Eigenkapital nach Artikel 31 
Absatz 3 des Bankengesetzes begründet 
oder erhöht werden.

2 Fallen die Voraussetzungen der Abgabebe-
freiung dahin, so ist auf den noch bestehenden 
Beteiligungsrechten die Abgabe zu entrichten.
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